
Planzeichenerklärung (BauNVO 90, PlanZV) 

Art der baulichen Nutzung 

WA 
Allgemeine Wohngebiete, siehe textl. Festsetzungen Ziff. 1.1, 1.3, 1.4, 2 und 3 

Beschränkung der Zahl der Wohnungen. siehe textl. Festsetzungen Ziff. 2.1 
2Wo 

MI 1 Mischgebiete, siehe textl. Festsetzungen Ziff. 1.2, 1.3 und 1.4 

Maß der baulichen Nutzung 

Grundflächenzahl 
GRZ 0,4 

Zahl der Vollgeschosse, als Höchstmaß 

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen 
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Straßenverkehrsflächen 

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
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Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen, siehe textl. Festsetzungen Ziff. 4 

Bäume anpflanzen, siehe textl. Festsetzungen Ziff. 4 

Sonstige Planzeichen 
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Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans 

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des rechtskräftigen Bebauungsplans 
"Bplan Nr. 5 - Essinghausen" 

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des rechtskräftigen Bebauungsplans 
"Bplan Nr.15 An den Äckern" - Essinghausen 
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Abgrenzung unterschiedlicher Lärmpegelbereiche, siehe textl. Festsetzungen Ziff. 3 

Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind 

Erklärung der Planunterlage 

Gebäude 

Flurstücksgrenze 
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Straßenbegrenzungslinie auch gegenüber Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 
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Textliche Festsetzungen 

1. Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 ·11 BauNVO) 

1.1 Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen. 
Zulässig sind: 
1. Wohngebäude, 
2. die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störende 

Handwerksbetriebe, 
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

1.2 Mischgebiete dienen dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die das Wohnen nicht 
wesentlich stören. 
Zulässig sind: 
1. Wohngebäude, 
2. Geschäfts- und Bürogebäude, 
3. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
4. sonstige Gewerbebetriebe, 
5. Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke, 
6. Gartenbaubetriebe. 

1.3 Unter 1.1 und 1.2 nicht aufgeführte Nutzungen sind nicht zulässig (§ 1 Abs. 9 BauNVO). Hierzu zählen auch die 
ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gern.§ 4 Abs. 3 BauNVO und gern.§ 6 Abs. 3 BauNVO. 
§ 13 BauNVO bleibt unberührt. 

1.4 Nebenanlagen, Garagen und Stellplätze sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 
(§ 23 Abs. 5 BauNVO) 

2. Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

2.1 Aus besonderen städtebaulichen Gründen sind in den Bereichen der 1-geschossigen Bauweise je Wohngebäude 
max. 2 Wohnungen zulässig. 

3. Lärmschutz. Passiver Lärmschutz (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

Bauliche und sonstige technische Vorkehrungen zum Schutz vor Lärm gern. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB innerhalb 
des Mischgebietes (MI) und allgemeinen Wohngebietes (WA): 

3.1 In Abhängigkeit der Lage der Gebäudeteile vom 1ewe1ligen Lärmpegelbereich (siehe: Schalltechnisches Gutachten 
zur Bauleitplanung "Neubaugebiet Fortsetzung Nordblick", Bonk-Maire-Hoppmann GbR, Nr. 16021, Garbsen, den 
10.03.2016) sind die Außenbauteile von Aufenthaltsräumen so auszubilden, dass die Anforderungen an die 
Luftschalldämmung nach der DIN 4109 (Schallschutz im Hochbau, November 1989) gemäß dem jeweiligen 
Lärmpegelbereich erfüllt werden. 

Lärmpegel-Maßgeblicher 
bereich Außenlärmpegel 

III 61 bis 65 dB(A) 
IV 66 bis 70 dB(A) 
V 71 bis 75 dB(A) 

Erforderliches, resultierendes 
Schalldämmmaß des Gesamtaußenbauteils 

35 dB 
40 dB 
45 dB 

Wenn im Rahmen einer schalltechnischen Untersuchung nach Ziff. 5.5 der DIN 4109 ein "Maßgeblicher 
Außenlärmpegel" ermittelt wird, dem in Tabelle 8 der DIN 4109 ein niedriger Lärmpegelbereich zugeordnet ist. so 
kann dieser niedrigere Lärmpegelbereich für die Bestimmung der Anforderungen an die Luftschalldämmung nach 
der DIN 4109 zugrunde gelegt werden. 
Zum Nachweis, dass die tatsächlichen Anforderungen an den baulichen Schallschutz im Einzelfall durch 
geringere passive Schallschutzmaßnahmen erfüllt werden, ist ein schalltechnischer Einzelnachweis zulässig. 

3.2 Für Schlafräume und Kinderzimmer ist der Einbau von schallgedämmten Lüftungsöffnungen erforderlich, sofern 
nicht sichergestellt ist, dass vor den für die Raumlüftung maßgeblichen Fenstern ein Immissionswert von 45 dB(A) 
in der Nachtzeit (22.00 Uhr - 06.00 Uhr) unterschritten wird. Das Einfügungs-Dämpfungsmaß der 
Lüftungsöffnungen hat dem Schalldämmmaß der Fenster für den entsprechenden Lärmpegelbereich zu 
entsprechen. 

3.3 In den Fre1bere1chen, Balkone, Loggien o. ä. ist ein Immissionswert von weniger als 60 dB(A) 1m Mischgebiet (MI) 
und 58 dB(A) im allgemeinen Wohngebiet (WA) sicherzustellen, sofern es sich dabei um den einzigen 
Außenwohnraum der Wohnung handelt. Sind einer Wohnung mehrere Außenwohnräume zugeordnet, ist es 
ausreichend, wenn eine Anlage die Kriterien gemäß Satz 1 erfüllt. 

3.4 Wohnnutzungen sind nur in den Lärmpegelbereichen 1 bis IV zulässig. 

4. Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstiger Bepflanzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

4.1 Als Abgrenzung zum Außenbereich wird im Norden des Plangebietes ein 10,00 m breiter, 3-reihiger Strauchgürtel 
aus heimischen, standortgerechten Laubgehölzen festgesetzt. Der Abstand der Pflanzreihe zur Grenze soll 
1,50 m betragen. Die Sträucher sind in Gruppen von 5 Stück pro Art anzupflanzen, der Abstand der Sträucher 
zueinander beträgt 1,50 m, der Reihenabstand 3,00 m. 
Die Gehölze sind fachgerecht zu pflanzen, zu pflegen und im Falle ihres Abganges durch Exemplare der gleichen 
Art zu ersetzen. 5 Jahre nach der Anpflanzung muss der Strauchgürtel auf 3,00 m Pflanzenabstand ausgedünnt 
werden, um den Erhalt und eine funktionsgerechte Entwicklung zu gewährleisten. 

4.2 Als Straßenbegleitgrün ist an den 1m Bebauungsplan festgesetzten Standorten auf den Privatgrundstücken je ein 
hochstämmiger kleinkroniger und he1m1scher Laubbaum anzupflanzen, fachgerecht zu pflegen und im Falle ihres 
Abganges in der folgenden Pflanzperiode durch neue Gehölze der gleichen Art zu ersetzen. 

4.3 Als Kompensationsmaßnahme ist je angefangener 60,00 m' versiegelter Grundstücksfläche ein hochstämmiger, 
kle1nkroniger und he1m1scher Laubbaum zu pflanzen. Die Bäume sind fachgerecht zu pflanzen und zu pflegen. Im 
Falle ihres Abganges sind sie 1n der folgenden Pftanzperiode durch einen neuen Baum gleicher Art zu ersetzten. 

4.4 Die unter 4.2 und 4.3 zu pflanzenden Bäume werden für die Ausgleichsbemessung angerechnet. Dabei sind die 
unter 4.2 festgesetzten Bäume auf die zu leistenden Anpflanzungen unter 4.3 anrechenbar. 

4.5 Auf den Flächen mit Bindung für Bepflanzungen und die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstiger 
Bepflanzung sind die vorhandenen Gehölze, Sträucher und Bäume zu erhalten und zu pflegen. Im Falle ihres 
Abganges sind sie in der folgenden Pflanzperiode durch neue der gleichen Art zu ersetzen. 

4.6 Die Anpflanzungen von Gehölzen, Sträuchern und Bäumen haben zum östlichen Ackerrand einen Abstand von 
mindestens 0,6 m einzuhalten. 

5. Zuordnungsfestsetzung(§ 9 Abs. 1a BauGB und§ 135a BauGB) 

5.1 Den verbleibenden Eingriffen in Natur und Landschaft im Plangebiet ist ein Ausgleich in einem Umfang von 
5.600 m' (Quadratmeter) dem Bebauungsplan Nr. 143 - Peine (Ostrandstraße/ K 69)-Essinghausen im Sinne von 
§ 1a Abs. 3 BauGB zugeordnet. 

6. Nachrichtliche Übernahme 

6.1. Gemäß§ 9 Abs.1 Nr.10 BauGB wird nach den Vorgaben des Fernstraßengesetzes (FStrG) eine von der 
Bebauung freizuhaltende Fläche (Bauverbotszone von 40 m vom äußeren, dem Baugrundstück zugekehrten 
Rand der befestigten Fahrbahn der BAB 2) festgesetzt. 
In diesem Bereich dürfen Hochbauten Jeder Art (auch Werbeanlagen) und sonstige bauliche Anlagen sowie 
Nebenanlagen (auch Garagen, Stellflächen etc.) sowie Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfanges, 
auch solche, die nach der NBauO genehmigungsfrei sind, nicht errichtet werden. 

Gesetzliche Grundlagen 

a) Baugesetzbuch (BauGB) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. 1 S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
20. Oktober 2015 (BGBl. I. S. 1722) 

b) Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetz vom 11. Juni 2013 
(BGBl. I S. 1548) 

c) Planzeichenverordnung (PlanzVl 
in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 1 S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 
(BGBl. I S. 1509) 

d) Niedersächsische Kommunalverfassungsgesetz (NKomVGl 
in der Fassung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBI. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 12. November 2015 
(Nds. GVBI. S. 311) 

e) Niedersächsische Bauordnung (NBauO) 
in der Fassung vom 03. April 2012 (Nds. GVBI. S. 46), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 23. Juli 2014 
(Nds. GVBI. S. 206) 

f) Gesetz über Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. 1 S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
20. November 2015 (BGBl. I. S. 2053) 

g) Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatSchGl 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBI. S. 104) 

h) Bundesnaturschutzgesetzt (BNatSchG) 
in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBI. 1 S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 421 der Verordnung vom 31. August 2015 
(BGBl. I S. 1474) 

i) Bundes-Immissionsschutzgesetz (Bl.mSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 76 der Verordnung vom 
31. August 2015 (BGBI 1S.1474) 

AUFSTELLUNGSBESCHLUSS 

Der Rat der Stadt Peine hat in seiner Sitzung am 24.09.2015 die Aufstellung des Bebauungsplanes beschlossen. Der 
Aufstellungsbeschluss wurde gemäß§ 2 Abs. 1 BauGB am 09.10.2015 ortsüblich bekannt gemacht. 

Peine, den 01.03.2017 
Stadt Peine· Der Bürgermeister in Vertretung 

gez. Hans-Jürgen Tarrey 
Erster Stadtrat 

PLANUNTERLAGE 

Der anliegende Auszug aus dem Liegenschaftskataster vom 02.03.2017 ist Bestandteil der Planunterlage. Die 
Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters vom 27.05.2016. Für die Vollständigkeit des 
Nachweises der bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze wird keine Gewähr übernommen. 

Die Darstellung der Liegenschaften ist geometrisch einwandfrei. Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in 

die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich. 

Peine, den 03.03.2017 
Katasteramt Peine 

gez. Borch 
Vermessungsoberamts rat 

PLANVERFASSER 

L. S. 

Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde ausgearbeitet von: 
Dr.-lng. W. Schwerdt 

Büro für Stadtplanung.GbR 
Waisenhausdamm 7 

38100 Braunschweig 

Braunschweig, den 21.02.2017 
Dr.-lng. W. Schwerdt, Büro für Stadtplanung GbR 

gez. H. Schwerdt 

Planverfasser 

ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Peine hat in seiner Sitzung am 22.08.2016 dem Entwurf des Bebauungsplanes 
und der Begründung zugestimmt und die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. Ort und 
Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am 27.08. / 03.09.2016 ortsüblich bekannt gemacht. Der Entwurf des 
Bebauungsplanes und die Begründung haben vom 13.09.2016 bis 14.10.2016 gemäß§ 3 Abs. 2 BauGB öffentlich 
ausgelegen. 

Peine, den 01.03.2017 
Stadt Peine - Der Bürgermeister in Vertretung 

gez. Hans-Jürgen Tarrey 

Erster Stadtrat 

SATZUNGSBESCHLUSS 

Der Rat der Stadt Peine hat den Bebauungsplan nach Prüfung der vorgebrachten Anregungen gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB in seiner Sitzung am 26.01.2017 als Satzung sowie die Begründung beschlossen. 

Peine, den 01.03.2017 
Stadt Peine - Der Bürgermeister in Vertretung 

gez. Hans-Jürgen Tarrey 

Erster Stadtrat 

RECHTSKRAFT 

Der Satzungsbeschluss ist gemäß§ 10 Abs. 3 Satz 1 BauGB am 15.05.2017 im Amtsblatt des Landkreises Peine 
bekannt gemacht worden. Der Bebauungsplan ist damit am 15.05.2017 in Kraft getreten. 

Peine, den 17.05.2017 

Stadt Peine - Der Bürgermeister in Vertretung 

gez. Hans-Jürgen Tarrey 

Erster Stadtrat 

VERLETZUNG VON VERFAHRENS· UND FORMVORSCHRIFTEN 

Innerhalb von einem Jahr seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes ist die Verletzung von Vorschriften gemäß 
§ 214 Abs. 1 Satz 1, Ziffer 1 bis 3 und Abs. 3, Satz 2 BauGB beim Zustandekommen des Bebauungsplanes nicht 
geltend gemacht worden. 

Peine, den 

Stadt Peine - Der Bürgermeister in Vertretung 

1 II 1 II 1 

Erster Stadtrat 

Präambel 
Auf Grund des§ 1 Abs. 3 und des§ 10 des Baugesetzbuches (BauGB) i. V. m. 
§ 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKommVG) hat 
der Rat der Stadt Peine diesen Bebauungsplan, bestehend aus der 
Planzeichnung und den nebenstehenden textlichen Festsetzungen, als Satzung 
beschlossen: 

Peine, den 01.03.2017 

gez. Saemann 
Bürgermeister 

L. S. 

• eine 
Bebauungsplan Nr. 16 
„Fortsetzung Nordblick" - Essinghausen 

Gemarkung: Essinghausen Flur: 2 Maßstab: 1 : 1.000 

Dr.-lng. W. Schwerdt Büro für Stadtplanung GbR - Waisenhausdamm 7 - 38100 Braunschweig 

http://www.peine01.de/de-wAssets/docs/mediadaten_stadt/eigene_daten/Hochbau/Bauleitplaene-Stadtplanung/Abgeschlossene/005_Essinghausen/005_Begruendung-mit-Abwaegung_16.pdf
http://www.peine01.de/de-wAssets/docs/mediadaten_stadt/eigene_daten/Hochbau/Bauleitplaene-Stadtplanung/Abgeschlossene/005_Essinghausen/005_Staedtebaulicher-Entwurf_16.pdf
http://www.peine01.de/de-wAssets/docs/mediadaten_stadt/eigene_daten/Hochbau/Bauleitplaene-Stadtplanung/Abgeschlossene/005_Essinghausen/005_Zusammenfassende-Erklaerung_16.pdf
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